
DRINGLICHE INTERPELLATION   Urheber AdG/LA, durch Emmanuel Amoos Gegenstand Selbstherrliche Unterschriften in Verbier Datum 11.12.2018 Nummer 4.0348  Aktualität des Ereignisses In den letzten Wochen haben mehrere Enthüllungen in Zusammenhang mit den Behörden der Gemeinde Bagnes für Schlagzeilen gesorgt. Unvorhersehbarkeit  Es war undenkbar, dass Unterschriften, welche die Gemeindeexekutive rechtlich verpflichten, missbräuchlich benützt würden. Notwendigkeit einer umgehenden Reaktion oder Massnahme  Der Staat muss zeigen, dass er seine Aufsichtspflicht ernst nimmt.  Im Nouvelliste vom 21. November 2018 war zu lesen, dass der Präsident der Gemeinde Bagnes aus wirtschaftlichen Gründen eine Wohnbewilligung selbstherrlich unterzeichnet hat, bevor diesbezüglich ein Entscheid von der zuständigen Kommission oder vom Gemeinderat gefällt wurde.  Der «Matin Dimanche» vom 9. Dezember 2018 berichtete seinerseits darüber, dass die Installation eines Magnetresonanztomographie-Geräts (MRI) in Verbier mit öffentlichen Geldern finanziert wurde. Niemand will die Verantwortung für die Unterschriften, welche die Installation dieses Geräts ermöglicht haben, übernehmen  Zudem erfährt man, dass die zuständige Dienststelle der Gemeinde eine negative Vormeinung abgegeben hatte und diesbezüglich kein offizieller Entscheid gefällt wurde.  Es ist besorgniserregend, dass die Institutionen zum zweiten Mal innerhalb so kurzer Zeit durch selbstherrliche Entscheide übergangen wurden.  Obwohl der Staatsrat der Gemeindeautonomie einen hohen Stellenwert beimisst, muss er doch auch seine Aufsichtspflicht wahrnehmen, insbesondere wenn es um das reibungslose Funktionieren der Institutionen geht.  Schlussfolgerung Wir möchten daher vom Staatsrat Folgendes wissen: - Wird der Staatsrat die nötigen Abklärungen im Zusammenhang mit diesen rechtswidrigen Unterschriften treffen? - Sind diese Machenschaften nach Ansicht des Staatsrates nicht besorgniserregend? - Ist der Staatsrat der Meinung, dass man sich unter Berufung auf die Gemeindeautonomie einfach über die Verfahren hinwegsetzen kann? - Ist der Staatsrat der Meinung, dass die Gemeinden unter Berufung auf die Gemeindeautonomie und auf wirtschaftliche Gründe die Gesetze so einfach aushebeln dürfen? - Ist der Staatsrat ganz allgemein der Ansicht, dass man gewisse Gesetze aus wirtschaftlichen Gründen umgehen darf? - Wäre es nicht an der Zeit, den Problemfall Bagnes unter dem institutionellen Gesichtspunkt zu analysieren?   
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